
Die Wirtschaft in Deutschland steckt 
in einer Krise: Inflation und hohe Ener-
giekosten schwächen Unternehmen, 
aber auch Privathaushalte. Das verun-
sichert zunehmend die Bürger, wie aus 
dem BaWü-Check, der Umfrage der ba-
den-württembergischen Tageszeitun-
gen mit dem Institut für Demoskopie 
Allensbach (IfD), hervorgeht.

Lange Zeit schon blicken die Men-
schen in Baden-Württemberg besorgt 
auf die wirtschaftliche Entwicklung, 
jetzt spüren viele Befragte die Auswir-
kungen der Krise in ihrem eigenen Le-
ben: 64 Prozent der Befragten achten 
beim Einkaufen mehr auf den Preis und 
greifen eher zu günstigeren Produkten. 
Knapp die Hälfte der Bürger versucht, 
sparsamer zu leben. Größere Anschaf-
fungen hat ein Drittel der Menschen 
im Südwesten erst einmal verschoben. 
Jeder Zehnte sorgt sich um seinen Ar-
beitsplatz, ebenso viele berichten, dass 
es dem Unternehmen, in dem sie ar-
beiten, nicht gut geht. Im eigenen Be-
kanntenkreis geht die Sorge um den Ar-
beitsplatz ebenfalls um. 16 Prozent der 
Befragten haben Angehörige, die eben-
falls um ihren Arbeitsplatz fürchten, bei 
weiteren sieben Prozent haben Famili-
enangehörige ihren Arbeitsplatz schon 
verloren.

Viele Baden-Württemberger wären 
deshalb auch bereit, sich anzupassen, 
falls der eigene Arbeitsplatz wegzufal-
len droht. Fast die Hälfte würde sich 
fortbilden oder umschulen lassen, um 
den Arbeitsplatz zu erhalten. Mehr als 
ein Drittel würde längere Arbeitszeiten 
in Kauf nehmen, knapp ein Viertel der 
Befragten würde auf Urlaubstage ver-
zichten. Immerhin neun Prozent der 
Menschen würden auf einen Teil des 
Gehalts verzichten. Die Umfrage zeigt 
außerdem, dass Berufstätige in besser 
bezahlten Jobs eher bereit sind, solche 
Einschränkungen hinzunehmen: Aus 
dieser Gruppe würden 43 Prozent län-
ger arbeiten, bei Menschen aus unte-
ren Lohngruppen sind es 30 Prozent. 
Gar keine Einschränkungen würden 20 
Prozent der Befragten mit einem nied-
rigen Haushaltsnettoeinkommen hin-
nehmen, bei Menschen mit einem hö-
heren Gehalt sind es 13 Prozent.

Mehrheit bleibt optimistisch
Doch nicht nur beim Kaufverhalten 
oder bei der Angst um den Arbeitsplatz 
zeigt die Umfrage, dass die wirtschaft-
liche Krise die Menschen im Land um-
treibt. Fast ein Drittel der Befragten 
rechnet damit, dass ihre materielle Si-
tuation in den kommenden fünf Jahren 
schlechter sein wird als jetzt. Die Grup-
pe dieser Menschen wächst: Bei einer 
bundesweiten Umfrage des Allens-
bacher Instituts im Mai lag der Anteil 
noch bei 16 Prozent. Die Mehrheit der 
Baden-Württemberger bleibt aber opti-
mistisch: 34 Prozent glauben, dass ihre 
wirtschaftliche Situation in etwa gleich 
bleibt, 22 Prozent rechnen sogar mit ei-
ner Verbesserung. Wie die Befragten auf 
die kommenden Jahre schauen, ist stark 
altersabhängig. Die Hälfte der jungen 
Menschen zwischen 16 und 29 Jahren 
glaubt an eine bessere materielle Situ-
ation, bei den Befragten, die älter als 60 
Jahre sind, ist es nur jeder Zehnte.

Besonders tief in der Krise steckt die 
Automobilindustrie. Sichtbar wird das 
in der Bodenseeregion etwa beim hoch-
verschuldeten Automobilzulieferer ZF. 
In dieser Branche stecken viele Arbeits-
plätze – viele Menschen im Südwesten 
sind daher besorgt: Fast zwei Drittel der 
Befragten beunruhigt die Lage der Au-
tomobilindustrie stark oder sehr stark. 
Besonders die Menschen, die ohnehin 
schon um ihren Arbeitsplatz fürchten, 
blicken sorgenvoll auf die Branche: Bei 
ihnen sind 71 Prozent der Befragten be-
unruhigt. Die Baden-Württemberger 
finden viele Gründe für die Krise: Vor 
allem die zunehmende Konkurrenz 
durch ausländische Hersteller, etwa 
aus China, spielt für die Befragten eine 
Rolle. Aber auch die überbordende Bü-
rokratie sowie politische Fehlentschei-

Kriselnde Wirtschaft verunsichert die Bürger

Bildungsbereich
   ➤ Hohe Erwartungen: Im Bereich 

Bildung haben die Befragten hohe Er-
wartungen an die Landesregierung. 
60 Prozent der Menschen wünschen 
sich verpflichtende Deutschkurse für 

Schüler mit Sprach-
problemen, fast 
ebenso viele finden, 
dass die Schule bes-
ser auf das Berufs-
leben vorbereiten 
sollte. Zudem finden 
die Befragten, dass 

marode Schulgebäude saniert werden 
sollten und die Schulen besser mit di-
gitalen Geräten ausgestattet werden 
sollten.

   ➤ Schule und Beruf: Viele Bürger 
finden, dass Schule und Berufsleben 
nicht ausreichend miteinander ver-
zahnt sind: Zwei Drittel sagen, dass die 
Schulen nicht gut auf das Berufsleben 
vorbereiten. Nur ein Drittel findet, dass 
das gut funktioniert. Eltern mit Schul-
kindern sehen das positiver: 41 Pro-
zent finden, dass ihre Kinder in den 
Schulen gut oder sehr gut auf das Be-
rufsleben vorbereitet werden. (nam)

Blick in die Produktionshalle des Automobilzulieferers Eto vom Bodensee. Die Automobilbranche steckt in einer tiefen Krise – das  
verunsichert auch die Bürger. FOTO:  ETO
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Wie gut werden die Kinder in den Schulen hier in  Baden-Württemberg auf das
Berufsleben vorbereitet?
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Basis: Baden-Württemberg, Bevölkerung ab 16 Jahre

Eltern von SchulkindernBevölkerung insgesamt

Angaben in Prozent 

Schulen bereiten nur unzureichend auf das Berufsleben vor

Basis: Baden-Württemberg, Bevölkerung ab 16 Jahre

Wie spüren Sie selbst die Auswirkungen der schlechten wirtschaftlichen Lage? 

Ich achte beim Einkaufen mehr auf den Preis

Ich versuche, mich generell einzuschränken, sparsamer
zu leben

Ich habe größere Anschaffungen erst einmal verschoben

Familienangehörige von mir machen sich Sorgen um ihren
Arbeitsplatz
Dem Unternehmen bzw. Betrieb, in dem ich arbeite, geht 
es wirtschaftlich nicht gut

Ich mache mir Sorgen um meinen Arbeitsplatz

Familienangehörige haben ihren Arbeitsplatz verloren

Ich habe meinen Arbeitsplatz verloren

Nichts davon 15
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Auswirkungen auf das eigene Leben

SÜDKURIER-GRAFIK

Angaben in Prozent

Basis: Baden-Württemberg, Bevölkerung ab 16 Jahre
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Unentschieden

16

Tut die Landesregierung Ihrer Meinung nach genug, um Baden-Württemberg als 
Wirtschaftsstandort zu stärken?

Die Landesregierung tut genug

Die Landesregierung muss mehr tun

68

CDU SPD FDPBündnis 90/
Die Grünen

Die LinkeAfD

55 
68 63

80 83

56

Potentielle Wähler von –

Angaben in Prozent 

Mehr Engagement der Landesregierung

QUELLE: ALLENSBACHER ARCHIV, IFD-UMFRAGE/SÜDKURIER-GRAFIKEN

Basis: Baden-Württemberg, Bevölkerung ab 16 Jahre
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Was sind aus Ihrer Sicht die wichtigsten Gründe für die schwierige Lage der Automobilindustrie?

Die zunehmende Konkurrenz durch ausländische Hersteller, 
vor allem aus China

Die Bürokratie in Deutschland

Fehlentscheidungen der Politik in Deutschland

Die hohen Energiepreise

Die Vorgaben der EU, z.B. das Verbrennerverbot

Fehler des Managements, der Unternehmensführung 
der Autohersteller
Die Subventionen für chinesische Autohersteller bei der
Elektromobilität
Die hohen Lohnkosten

Lieferschwierigkeiten, Lieferkettenprobleme

Der Dieselskandal und seine Folgen, z.B. Ansehensverlust 
oder Strafzahlungen

Angaben in Prozent

Gründe für die Krise der Automobilindustrie

Basis: Baden-Württemberg, Berufstätige (ohne Beamte)
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Berufstätige
insgesamt niedrig mittel hoch

Haushaltsnettoeinkommen

Was würden Sie in Kauf nehmen, um Ihren Arbeitsplatz zu erhalten? 
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Mich fortbilden, mich umschulen lassen
Mehr arbeiten, längere Arbeitszeiten
Kurzarbeit machen
Auf Urlaubstage verzichten
Auf Gehalt verzichten
Nichts davon

Erhalt des eigenen Arbeitsplatzes
Angaben in Prozent

SÜDKURIER

BaWü-
Check

BaWü-Check: Jeder Zehnte im 
Südwesten fürchtet um seinen 
Job. Das macht sich auch im Alltag 
vieler Menschen bemerkbar.  
Besonders die Automobilbranche 
bereitet den Befragten Sorgen.

dungen und hohe Energiepreise gehö-
ren für die Baden-Württemberger zu 
den Ursachen. 42 Prozent der Befragten 
nennen außerdem die Vorgaben der EU, 
zum Beispiel das Verbrennerverbot, als 
Gründe für die kriselnde Branche.

Besonders in der Region Stuttgart ist 
die Autoindustrie ein wichtiger Arbeit-
geber. Doch könnte Stuttgart zu einem 
zweiten Detroit werden, wenn die Au-
tomobilbranche weiterhin im freien 
Fall ist? Detroit galt einst als Herz der 
US-amerikanischen Autoindustrie, in 
den 1990er Jahren wurde die Stadt zum 
Symbol für deren Niedergang. Bei die-
ser These sind sich die Befragten un-
eins. 45 Prozent halten es für möglich, 
dass Stuttgart ebenfalls ein wirtschaft-
licher Niedergang droht, ein Drittel hält 
das Szenario für zu pessimistisch. Ähn-
lich sind die Zahlen auch bei Befragten 
aus der Region Stuttgart verteilt. Bei al-
ler Sorge um die deutschen Autoher-
steller endet die Unterstützung beim 
Autokauf. 39 Prozent der Baden-Würt-
temberger würden ein Auto bevorzu-
gen, das im Ausland produziert wur-
de, wenn es günstiger ist. Ebenso viele 
Befragte würden sich für ein deutsches 
Auto entscheiden, weil ihnen die Qua-
lität wichtig ist. Diese Haltung ist unter 
Menschen mit einem höheren Einkom-
men stärker verbreitet – ein teures Auto 
muss man sich auch leisten können.

Von der Politik erhoffen sich die Ba-
den-Württemberger allerdings mehr 
Unterstützung. Mehr als zwei Drit-
tel der Befragten findet, dass die Lan-
desregierung mehr tun sollte, um den 
Wirtschaftsstandort im Südwesten zu 
stärken. Besonders unter potenziellen 
AfD- und FDP-Wählern ist diese Er-
wartung hoch. Wirtschaftsministerin 
Nicole Razavi (CDU) erhält von den 
Bürgern ein durchwachsenes Fazit. Et-
was mehr als die Hälfte der Befragten 
bewertet Razavis Arbeit positiv, knapp 
drei Viertel äußern sich negativ. Beson-
ders kritisch sehen auch hier die poten-
ziellen AfD- und FDP-Wähler die Mi-
nisterin.

Zum Jahresende blicken viele Befrag-
te trotz allem zuversichtlich auf 2026: 
Jeder dritte Baden-Württemberger hat 
Hoffnungen, dass das neue Jahr besser 
werden könnte. Zum Jahresbeginn war 
es noch ein Viertel. Parallel dazu hat 
sich die Zahl der Menschen, die mit Be-
fürchtungen ins neue Jahr gehen, von 
37 Prozent auf 25 Prozent reduziert.

Basis: Baden-Württemberg, Bevölkerung ab 16 Jahre

Wie sehr beunruhigt Sie die Lage der Automobilindustrie in 
Baden-Württemberg?

gar nicht besorgtweniger besorgt
Bevölkerung
insgesamt

sehr stark stark

Personen, die sich
Sorgen um ihren 

Arbeitsplatz machen

10274017

91430 41

57

71

37

23

Die Lage der Automobilindustrie in Baden-Württemberg beunruhigt –

Angaben in Prozent 

Große Besorgnis über die Automobilindustrie 
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